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„Die Ehre des Soldaten liegt in der bedingungslosen  

Pflichterfüllung“ – Unbedingter Gehorsam und 

Wehrmachtverbrechen [1]  

Von: Jürgen Kilian 

 

Das Prinzip von Befehl und Gehorsam und sein Stellenwert für die 

Normenübertretungen deutscher Soldaten im Vernichtungskrieg wurden bislang 

häufig vernachlässigt. Die Beantwortung dieser Frage verspricht aber gewichtige 

Erkenntnisse über die Verantwortung des Offizierkorps an den Verbrechen im Osten. 

 

Die Auslotung der konkreten Verantwortlichkeiten für die Völkerrechtsverstöße der 

Wehrmacht in den besetzten Gebieten der Sowjetunion stößt bei näherer 

Betrachtung auf einen inneren Widerspruch. Einerseits hatte die Aufhebung des 

kriegsgerichtlichen Verfolgungszwangs bei der Mehrzahl der Verbrechen gegen die 

Zivilbevölkerung durch Hitlers sogenannten „Barbarossa“-Erlass zweifellos eine 

Ausweitung der individuellen Handlungsoptionen deutscher Soldaten zur Folge. 

Andererseits war aber in der Wehrmacht nach wie vor das Prinzip des unbedingten 

Gehorsams maßgeblich. 

 

Gerade diesem wesentlichen Bestandteil des militärischen Tugendkanons schenkte 

die Forschung lange Zeit keine genügende Beachtung. [2] Zwar wurde immer wieder 

über die Frage der ethischen und juristischen Verantwortung des Befehlsempfängers 

diskutiert. Gleiches gilt für die Möglichkeiten des einzelnen Soldaten zur 

Verweigerung von offensichtlich rechtswidrigen Befehlen. [3] In den letzten Jahren 

wurde die Debatte außerdem ergänzt durch eine häufigere Berücksichtigung der für 

den einzelnen Soldaten tatsächlich vorhandenen Handlungsspielräume. [4] 

Unterrepräsentiert ist aber nach wie vor eine genügende Wertung und 

Differenzierung nach den verschiedenen Hierarchieebenen. Dies gilt auch für den 

tatsächlichen Stellenwert von Befehl und Gehorsam innerhalb des militärischen 

Apparates. 

 

In den nachfolgenden Ausführungen wird unter den genannten Gesichtspunkten die 

Frage nach den jeweiligen Handlungsoptionen von Befehlenden und 
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Befehlsempfängern und deren faktischer Wirksamkeit gestellt. [5] Dadurch soll eine 

moralisierende Bewertung von Schuld ebenso wie eine Annäherung an die 

praktischen Funktionsweisen militärischer Organisation im besetzten Gebiet 

ermöglicht werden. Dabei gilt es zunächst, die Bedeutung des Prinzips vom 

absoluten Gehorsam innerhalb der Wehrmacht herauszuarbeiten, wobei die in dieser 

Hinsicht prägenden Anfangsjahre der Reichswehr mit einbezogen werden müssen. 

Anschließend wird eine knappe Bewertung des Kriegsgerichtsbarkeitserlasses 

hinsichtlich seiner Auswirkungen auf das Befehlsgefüge innerhalb der Wehrmacht zu 

erfolgen haben, ehe exemplarisch auf die Eskalationsmechanismen am Beispiel der 

Partisanenbekämpfung im rückwärtigen Heeresgebiet Nord in Herbst und Winter 

1941 eingegangen werden soll. 

 

I. 

Es dürfte kaum überraschen, dass die „Urkatastrophe“ des 20. Jahrhunderts (George 

Kennan) den entscheidenden Bezugspunkt für die Ausprägung des Prinzips eines 

absoluten Gehorsams in der Wehrmacht des Dritten Reiches darstellt. Zwar lag der 

Anteil der aktiven Teilnehmer des Ersten Weltkrieges in Hitlers Armee nur bei etwa 

einem Zehntel aller deutschen Soldaten. [6] Andererseits befand sich unter diesen 

aber die überwiegende Mehrzahl der Offiziere im Dienstrang oberhalb des Majors. [7] 

Diese hatten wiederum in den meisten Fällen den Ersten Weltkrieg als junge 

Frontoffiziere oder in den Generalstäben erlebt und taten anschließend Dienst in der 

Reichswehr. [8] 

 

Nach 1933 katapultierte die forcierte Wiederaufrüstung viele dieser Berufsoffiziere in 

hohe und höchste Positionen innerhalb der militärischen Hierarchie. In der Folge 

waren sie nicht nur für die Umsetzung von Hitlers zentralen Weisungen 

verantwortlich; gerade diese Offiziere bildeten vielmehr die wichtigsten Träger und 

Interpreten des traditionellen militärischen Tugendkanons und gaben dessen Inhalte 

an den Offiziersnachwuchs weiter. Dieser zeichnete wiederum maßgeblich für die 

Umsetzung dieser Grundsätze im Dienstalltag und in der Ausbildung von 

Unteroffizieren und Mannschaften verantwortlich. 

 

Die dabei vermittelten Ideale unterschieden sich in ihren hauptsächlichen 

Bestandteilen – „kämpferischer Mut“, Gehorsam, Kameradschaft und Pflichterfüllung 
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– vordergründig kaum von den Wertesystemen anderer Armeen. [9] Trotzdem 

erwiesen sich Niederlage und Revolution von 1918/19 als entscheidender 

Katalysator für eine in Deutschland charakteristische Entwicklung, hinterließen doch 

die damals massenhaft auftretenden Befehlsverweigerungen und der Zerfall vieler 

Truppenteile einen prägenden Eindruck auf die künftige Führungselite der 

Reichswehr. Dies wirkte sich fast zwangsläufig auf deren Personalpolitik aus. So 

wurden für die Übernahme in das 100.000-Mann-Heer praktisch nur diejenigen 

Bewerber berücksichtigt, die sich im November 1918 und darüber hinaus als loyal 

und zuverlässig erwiesen hatten. [10] 

 

In dieselbe Richtung zielte die Forderung der Reichswehrführung nach einem 

unpolitischen Soldatentum. [11] Kam eine solche Haltung dem traditionellen 

Selbstverständnis preußisch-deutscher Militärs ohnehin entgegen, so förderte sie 

gleichzeitig eine Abkehr der Truppe von parlamentarisch-demokratischen 

Denkmustern und im Gegenzug ein weitgehend auf die bloße Staatsräson 

ausgerichtetes Pflichtverständnis. [12] Diese Entwicklung stand in Wechselwirkung 

mit der gleichzeitig immer häufigeren Forderung nach unbedingtem Gehorsam. 

Während General Erich v. Oldershausen im Juli 1919 von den künftigen Offizieren 

„eiserne Pflichttreue und selbstverleugnende Berufsfreudigkeit“ forderte, erhob wenig 

später Hans v. Seeckt den „selbstverleugnenden Gehorsam“ sowie eine 

„aufopfernde Erfüllung selbst der anscheinend kleinsten Pflichten“ zur Maxime. [13] 

Drei Jahre später formulierte der Chef der Heeresleitung seine Forderung noch 

deutlicher. Danach liege „die Ehre des Soldaten […] nicht im Besserwissen und 

Besserwollen, sondern im Gehorsam“, wobei es das „zweifelsfreie Pflichtgebot“ eines 

„bedingungslosen Gehorsams“ zu erfüllen gelte. [14] An diesem Grundsatz hielt man 

fest. So bekräftigte Reichswehrminister Wilhelm Groener noch am 22. Januar 1930 

die Devise: „Für die Angehörigen einer Wehrmacht, ob hoch oder niedrig, gibt es nur 

einen Gehorsam, den bedingungslosen.“ [15] Dabei hatte bereits im Jahre 1927 

Wilhelm Heye, der Nachfolger Seeckts, diese Entwicklung mit Sorge gesehen. Er 

wünschte sich als militärisches Führungspersonal mehr „aufrechte Persönlichkeiten 

[…], auch wenn sie Ecken und Kanten haben“. Das derzeitige Offizierkorps sah er 

hingegen „nicht auf der charakterlichen Höhe“, da in vielen Fällen „die Sorge um die 

Zukunft […] zur Erziehung von Schweigern, bei schwächeren Charaktern zu Lakaien“ 

geführt habe. [16] 
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Diese Dispositionen blieben nicht ohne Auswirkungen auf Hitlers Wehrmacht. Deren 

einschlägige Richtlinien bedeuteten im Wesentlichen die nahtlose Fortführung bereits 

etablierter Prinzipien, teilweise aber auch deren Verschärfung. Folglich stellte nach 

einem maßgeblichen Ausbildungsleitfaden der soldatische Gehorsam den 

wichtigsten „Grundpfeiler der Wehrmacht“ dar, da die Truppe „ohne die 

bedingungslose Unterordnung des einzelnen“ weder auszubilden noch zu führen sei. 

[17] Die praktische Bedeutung dieser Forderung ergibt sich nicht zuletzt aus 

folgendem, an den einfachen Soldaten gerichteten Grundsatz: [18] 

„Der Gehorsam verlangt die gewissenhafte Ausführung aller Anordnungen und 

Befehle. Niemals steht es dem Untergebenen zu, nach den Ursachen oder nach dem 

Zweck des Befehls zu fragen. Gegebene Befehle sind auf der Stelle, ohne Widerrede 

und ohne die Miene zu verziehen, auszuführen. Widersprechen oder Bemerkungen 

über einen erhaltenen Befehl gibt es nicht. […] Verstöße gegen den Gehorsam 

werden bestraft.“ 

 

Angesichts dieser unmissverständlichen Aussage stellt sich zwangsläufig die Frage 

nach der faktischen Bedeutung des häufig zitierten § 47 im Militärstrafgesetzbuch. 

[19] Dieser regelte die Bestrafung von Untergebenen bei der Ausführung 

rechtswidriger Befehle und wurde mitunter als potentielle Möglichkeit zur 

Verweigerung von Befehlen gedeutet. Tatsächlich besaß der Soldat in der 

Wehrmacht jedoch keine Berechtigung, einen „Befehl in Dienstsachen“ anzuzweifeln 

oder gar zurückzuweisen. [20] Die damalige Rechtsauffassung sah vielmehr stets 

den Befehlsgebenden in der Verantwortung für etwaige rechtswidrige Inhalte eines 

Befehls. Für den Untergebenen galt daher, dass er keineswegs „die Befehle des 

Vorgesetzten generell daraufhin untersuchen muß oder darf, ob sie auf Ausführung 

von etwas strafgesetzlich Verbotenen gerichtet sind“, da dem staatlichen 

„Gehorsamsinteresse“ der Vorrang gebühre. [21] Diese Entwicklung fand schließlich 

ihren Abschluss in der weiteren Abschwächung des § 47 im Zuge der Neufassung 

des Militärstrafgesetzbuches im Oktober 1940. Gleichzeitig wurde das Strafmaß für 

Ungehorsam und Gehorsamsverweigerung deutlich angehoben. [22] Außerdem 

konnte jeder „Feldoffizier“ in einem verbreiteten Leitfaden über das Kriegsrecht 

mühelos nachlesen, dass beispielsweise eine „standrechtliche Erschießung“ im 

Kriege „kein Mord“ sei und damit auch kein Verbrechen im Sinne des 
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Reichsstrafgesetzbuches darstelle. [23] Folgerichtig bedeutete nach 

zeitgenössischer Lesart die Anordnung einer solchen Tat keine rechtswidrige 

Handlung, sondern einen verbindlichen „Befehl in Dienstsachen“, weshalb eine 

Anwendung des § 47 entfiel. 

 

Von einem generellen Befehlsnotstand im Sinne der Nachkriegspostulate ehemaliger 

Wehrmachtangehöriger kann trotzdem keine Rede sein. Stattdessen muss 

hinsichtlich der Handlungsspielräume in der Ausführung von Befehlen differenziert 

werden. Was für den Gefreiten zutraf, galt keineswegs zwangsläufig auch für den 

Offizier. Vielmehr hatte Letzterer aufgrund seiner Dienststellung eine entsprechend 

größere Verantwortung für das Handeln seiner Männer zu tragen. Die als 

Errungenschaft der preußisch-deutschen Streitkräfte wahrgenommene Auftragstaktik 

erforderte gerade für den militärischen Anführer gewisse Freiheiten in der 

Umsetzung gegebener Befehle. Allerdings dürfen diese Optionen nicht überschätzt 

werden. Denn auch der Offizier sollte „seinen Leuten ein Vorbild des Gehorsams 

sein. Dies zeigt er […] durch Unterlassung von Kritik und Nörgeleien über die 

Anordnungen von Vorgesetzten.“ [24] Grundsätzlich galt daher: Je höher die Position 

des Befehlsempfängers in der militärischen Hierarchie verortet war, desto größer 

gestalteten sich in der Regel dessen Spielräume. 

 

Namentlich der höhere Offizier verfügte bei abweichendem Standpunkt über die 

potentielle Möglichkeit des persönlichen Rücktritts, da nach dem Herkommen in der 

Preußischen Armee die Umsetzung eines Befehls, welcher eine Verletzung der 

Offiziersehre beinhaltete, in Frage gestellt werden konnte. [25] Dieser Tradition sah 

sich die Heeresführung unter Werner Freiherr v. Fritsch und Ludwig Beck wenigstens 

bis zu einem gewissen Grad noch verpflichtet. [26] Bezeichnenderweise wurden 

beide aber im Jahre 1938 durch eine fügsamere Heeresleitung ersetzt. Darüber 

hinaus versagte Hitler nach Kriegsbeginn den Offizieren der Wehrmacht jede 

Möglichkeit zum persönlichen Rücktritt. Eine Rechtfertigung für systemkonformes 

Handeln kann daraus aber nicht in jedem Falle gefolgert werden. Nach der 

Einschätzung des Zeitgenossen Ulrich v. Hassell war vielmehr „das simple 

militärische ‚Gehorsamsdenken‘ […] für Beamte und Offiziere bis, grob gesprochen, 

zum Divisionskommandeur in Ordnung, dann beginne aber die politische 

Verantwortung“. [27] Gerade diese höhere Truppenführung setzte sich während des 
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Zweiten Weltkrieges jedoch hauptsächlich aus den ehemaligen Offizieren des 

Kaiserlichen Heeres zusammen, die in der Reichswehr nachhaltig auf politische 

Enthaltsamkeit ebenso wie auf einen bedingungslosen Gehorsam eingeschworen 

worden waren. 

 

II. 

Die Forschungsliteratur über den Erlass zur „Ausübung der Kriegsgerichtsbarkeit im 

Gebiet ,Barbarossa‘“ vom 13. Mai 1941 ist kaum mehr überschaubar. [28] An dieser 

Stelle sollen daher vor allem die Auswirkungen des Erlasses auf den Fortbestand 

des Prinzips eines absoluten Gehorsams innerhalb der Truppe beleuchtet werden. 

 

Dieser „verbrecherische Befehl“ entzog den Kriegs- und Standgerichten der 

Wehrmacht die Zuständigkeit für alle militärisch relevanten „Straftaten feindlicher 

Zivilpersonen“. Partisanen waren daher kurzerhand „durch die Truppe im Kampf oder 

auf der Flucht schonungslos zu erledigen“, während „alle anderen Angriffe feindlicher 

Zivilpersonen gegen die Wehrmacht [...] mit den äußersten Mitteln bis zur 

Vernichtung des Angreifers“ bekämpft werden sollten. Über diese zentrale 

Zielsetzung hinaus erhielt jeder beliebige Offizier die Befugnis, selbst über Leben 

und Tod „tatverdächtiger Elemente“ zu entscheiden. Auch „kollektive 

Gewaltmaßnahmen“ gegen Ortschaften, „aus denen die Wehrmacht hinterhältig oder 

heimtückisch angegriffen wurde“, waren zulässig, sofern sie mindestens von einem 

Bataillonskommandeur befohlen wurden. 

 

Die damit verbundene erhebliche Ausdehnung des zur Verhängung von Strafen 

befugten Personenkreises beinhaltete ein erhebliches Potential zur Förderung von 

Übergriffen gegen die sowjetische Zivilbevölkerung. Im Einzelfall lag jedoch die 

Entscheidung über die Nutzung der damit verbundenen Handlungsspielräume 

keineswegs beim einfachen Soldaten, sondern vor allem bei den meist rangniederen 

Offizieren vor Ort. [29] 

 

Eine weitere Intention des Gerichtsbarkeitserlasses bestand darin, strafbare 

„Handlungen [...] gegen feindliche Zivilpersonen“, sofern die „Manneszucht“ in der 

Truppe nicht gefährdet war, vom kriegsgerichtlichen Verfolgungszwang 

auszunehmen. Somit lag die Entscheidung, ob im konkreten Einzelfall eine 
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ersatzweise Ahndung auf disziplinarem Wege erforderlich erschien, ausschließlich 

beim jeweiligen Einheitsführer. Die damit gleichzeitig verbundene Absenkung des 

Strafmaßes für einschlägige Delikte fand zwar keine offizielle Ventilierung, [30] doch 

ist deren zeitlich versetzte Registrierung durch die Truppe wahrscheinlich. Bei 

manchem Landser dürfte eine Absenkung der Hemmschwelle die Folge gewesen 

sein. 

 

Daran änderten auch die kurz darauf erlassenen Durchführungsbestimmungen des 

Oberbefehlshabers des Heeres, Walther v. Brauchitsch, wenig. [31] Diese zielten 

vorrangig auf die Aufrechterhaltung der Disziplin und somit der militärischen Effizienz 

der Truppe ab, die sich nicht durch Strafaktionen im Hinterland von ihrem 

Kampfauftrag ablenken lassen sollte. Konkret suchte Brauchitsch daher zu 

unterbinden, dass der einzelne Soldat „gegenüber Landeseinwohnern tut und läßt, 

was ihm gut dünkt“, vielmehr sei dieser „in jedem Falle gebunden an die Befehle 

seiner Offiziere“. Ob und in welcher Form und Intensität diese Grundsätze in die 

Praxis umgesetzt wurden, soll im folgenden Abschnitt anhand der Entwicklung im 

rückwärtigen Heeresgebiet Nord untersucht werden. 

 

III. 

Es dürfte kaum verwundern, dass die nahezu von allen Rücksichten entblößte 

Kriegführung gegen die Sowjetunion von Anfang an eine große Zahl von 

Ausschreitungen deutscher Soldaten zur Folge hatte. Diese Untaten lassen sich in 

erwünschte und in „wilde“, also ungeregelte Verstöße gegen das Kriegsvölkerrecht 

unterteilen. Zu den Letzteren gehörten namentlich die Plünderung privaten 

Eigentums sowie die physische Gewaltanwendung gegen die einheimische 

Zivilbevölkerung, wie beispielsweise Vergewaltigungen, Körperverletzungen oder 

Tötungen, die von einzelnen Soldaten oder Kleingruppen eigenmächtig begangen 

wurden. Obwohl deren Quantifizierung schwierig ist, spricht eine Vielzahl belegter 

Einzelfälle eine deutliche Sprache über deren Ausmaß. [32] Diese Ausschreitungen 

zählten allerdings häufig nicht zu den im Gerichtsbarkeitserlass explizit straffrei 

gestellten und somit ausdrücklich gewollten Vorgehensweisen gegen die sowjetische 

Einwohnerschaft. Selbst dieser zweifellos „verbrecherische Befehl“ sah die Einleitung 

von gerichtlichen Verfahren in denjenigen Fällen vor, wenn durch die Tat die 

„Manneszucht“ der Truppe beeinträchtigt war oder wenn es sich um Vergehen 
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aufgrund „geschlechtlicher Hemmungslosigkeit“ oder „verbrecherischer Veranlagung“ 

handelte. [33] 

 

Einschlägige Täter profitierten dennoch von den Bestimmungen des Erlasses, da 

einerseits für jeden Einzelfall ein tatsächlicher „Nachteil“ für die eigene Kriegführung 

nachzuweisen war und überdies selbst die in diesen Ausnahmefällen ergehenden 

Schuldsprüche stets „den politischen Absichten der Führung [...] entsprechen“ 

sollten. Tatsächlich gingen in der Folge die Strafurteile im Feldheer wegen 

Plünderung (-39,3 %) und Sittlichkeitsvergehen (-33,5 %) deutlich zurück. [34] Im 

Gegenzug konzentrierte sich die Militärjustiz – wiederum entsprechend dem 

Gerichtsbarkeitserlass und seinen Durchführungsbestimmungen – zunehmend auf 

innermilitärische Problemfelder. So nahmen insbesondere Urteilssprüche, welche die 

Disziplin betrafen, deutlich zu. Allein die Bestrafungen wegen Ungehorsam und 

Gehorsamsverweigerung stiegen im vierten Quartal 1941 um 84,7 Prozent. [35] 

 

Die These von Bartov, wonach die Soldaten der Wehrmacht auf der einen Seite einer 

brutalen Disziplinierung durch Vorgesetzte und Militärgerichtsbarkeit unterworfen 

wurden, während man diesen andererseits als Ausgleich Ausschreitungen gegen die 

Zivilbevölkerung gezielt ermöglicht habe, [36] wird durch diese Ergebnisse in der 

Tendenz bestätigt. Bei der Betrachtung des konkreten Besatzungsgeschehens zeigt 

sich jedoch ein uneinheitliches Bild hinsichtlich der Maßnahmen der unteren und 

mittleren Truppenführung zur Unterbindung dieser „wilden“ Ausschreitungen; 

gleiches gilt für die dabei erzielten Erfolge und Misserfolge. Während an manchen 

Stellen rigoros gegen Plünderungen und die Misshandlung von Zivilisten 

durchgegriffen wurde, gingen anderswo nicht wenige Offiziere ihren Männern selbst 

mit schlechtem Beispiel voran. In den allermeisten Fällen reagierten die zuständigen 

Kommandobehörden und Einheitsführer aber offenbar mit Desinteresse, solange die 

elementaren Bedürfnisse der Truppe nicht gefährdet waren. Von einer bewusst oder 

unbewusst praktizierten „Strategie“ zur Terrorisierung der Zivilbevölkerung kann 

jedoch bei diesen Delikten kaum die Rede sein. [37] 

 

Ebenso wie im Falle der „wilden“ Ausschreitungen verfuhren die 

Wehrmachtdienststellen auch in der Dosierung der erwünschten „Selbsthilfe der 

Truppe“ gegen Partisanen und „Verdächtige“ durchaus disparat. Während die 
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Weitergabe des Kriegsgerichtsbarkeitserlasses an die unterstellten Einheiten und 

Verbände beispielsweise bei der 16. Armee weitgehend analog zur Textfassung 

erfolgte, [38] entschloss sich der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes 

Nord, General Franz v. Roques, frühzeitig zu einer Nutzung seiner 

Handlungsspielräume. In den grundlegenden Richtlinien für die Durchführung der 

Sicherungsaufträge, herausgegeben in den ersten Tagen des Juli 1941, befahl er 

seinen drei Sicherungsdivisionen (207, 281, 285), dass „Strafmaßnahmen gegen die 

Bevölkerung, insbesondere Erschießen […] grundsätzlich verboten“ seien. Zwar 

lieferte der gleichfalls aufgestellte Ausnahmenkatalog vielerlei Möglichkeiten der 

Interpretation, doch waren „zur Anordnung von Erschießungen [...] nur Führer vom 

Bataillonskommandeur an aufwärts berechtigt“. [39] 

 

Wenige Wochen später schränkte der General den Kreis der Berechtigten erneut ein 

und ordnete an, dass das Recht zur „Verhängung von Strafen aller Art“ den 

„unterstellten Sich[erungs-]Div[isionen], Feld- und Ortskommandanturen“, also 

ausschließlich den Behörden der Militärverwaltung, nicht jedoch der Truppe 

unmittelbar, zustehe. [40] Franz v. Roques hatte damit in seinem Heeresgebiet die 

Bestimmungen des „Barbarossa-Erlasses“ wesentlich eingegrenzt. Dabei konnte er 

sich neben der ihm obliegenden „vollziehenden Gewalt“ auch auf Brauchitschs 

Durchführungsbestimmungen berufen. Dieser wollte „möglichst“ die 

Ortskommandanten mit der Sühnung von „Straftaten geringerer Art“ betrauen, was v. 

Roques nun eigenmächtig auf die „gesamte Strafgewalt“ ausdehnte. [41] 

 

Die praktischen Auswirkungen dieser Anordnungen dürfen freilich nicht überschätzt 

werden. Einschränkende Bestimmungen ließen sich naturgemäß in „befriedeten“ 

Landstrichen leichter durchsetzen als in den von Partisanen frequentierten Gebieten. 

Vor allem dort konnte sich die untere Truppenführung stets auf eine vermeintliche 

„Gefahr im Verzuge“ berufen. [42] Bezeichnenderweise charakterisierte der 

Kommandeur der 207. Sicherungsdivision, Karl v. Tiedemann, diese 

widersprüchliche Befehlslage als Berechtigung, beim geringsten Verdacht auf 

Widerstand „jeden Russen totzuschlagen“. [43] Sicherlich keinen Einzelfall stellte 

daher ein Befehl des Kommandeurs des Reserve-Polizei-Bataillons 105 dar. Dieser 

hatte seine Männer bereits im Juni 1941 angewiesen, dass „jeder Verdächtige [...] 

sofort zu erschießen“ sei. [44] 
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Gegenüber einer solchen Übertragung der Handlungsoptionen auf die unteren 

Ebenen der Hierarchie besaß die Militärverwaltung schwerlich eine Handhabe. Darin 

äußerte sich nicht zuletzt die traditionelle und nach wie vor praktizierte Auftragstaktik. 

Maßnahmen zur Gegensteuerung boten lediglich dann Aussicht auf Erfolg, wenn 

gravierende Verstöße gegen die Disziplin oder eine Gefährdung anderer militärischer 

Interessen vorlagen. Angesichts dieser Befehlslage war neben situativen Einflüssen 

namentlich „das Verhalten der [rangniederen] Offiziere entscheidend für das 

Benehmen der Truppe“ verantwortlich. [45] 

 

Die daraus resultierende, mitunter uneinheitliche Umsetzung der „verbrecherischen 

Befehle“ vor Ort führte bereits nach wenigen Wochen dazu, dass Hitler und die 

Führungsstäbe von Wehrmacht und Feldheer eine Reihe konkretisierender 

Weisungen an die Kommandobehörden im Osten erließen. So wies das 

Oberkommando des Heeres (OKH) darauf hin, dass Landeseinwohner, die den 

„Partisanen-Abteilungen in irgendeiner Weise Vorschub leisten“, künftig „als 

Freischärler zu behandeln“ seien. [46] Dies hätte sich freilich ohnehin aus dem 

„Barbarossa“-Erlass ergeben. Auch die Ergänzung zu Hitlers Weisung Nr. 33 

beinhaltete erneut das Verbot einer „juristischen Bestrafung der Schuldigen“. Zur 

Bekräftigung diente der Zusatz, die Besatzungsmacht müsse „denjenigen Schrecken 

verbreiten, der allein geeignet ist, der Bevölkerung jede Lust zur Widersetzlichkeit zu 

nehmen“. Diese Forderung adressierte das Oberkommando der Wehrmacht (OKW) 

namentlich an die Kommandobehörden in den rückwärtigen Gebieten, die „durch die 

Anwendung entsprechender drakonischer Mittel […] ihre Sicherungsräume in 

Ordnung […] halten“ sollten. [47] Offensichtlich gegen deren bisherige 

Vorgehensweisen richtete sich ein weiterer Befehl des OKH. Danach sei „bekannt 

geworden, dass nicht an allen Stellen mit der erforderlichen Härte durchgegriffen 

wird.“ Die Befehlshaber wurden daher unter anderem darauf hingewiesen, dass zu 

Gunsten einer Vereinfachung die bisher bei der Tötung von Geiseln üblichen 

Verfahrensweisen im Ostkrieg nicht erforderlich seien. [48] 

 

Im Gegensatz zu diesen unmissverständlichen Forderungen nach einem härteren 

Vorgehen entwickelte sich die Situation im rückwärtigen Heeresgebiet Nord vorerst 

wenig exzessiv. General v. Roques sah daher trotz der Monita seitens der obersten 
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Führung keine Notwendigkeit für schärfere Befehle. Auf erste Anschläge und 

Überfälle der Partisanen und die überzogenen Reaktionen einiger Einheitsführer 

reagierte er stattdessen mit deeskalierenden Weisungen. So befahl er am 7. Oktober 

1941, Kollektivmaßnahmen nur „ausnahmsweise anzuwenden“, da diese „die völlig 

mittellos gewordenen Bauern den Partisanen in die Arme treiben.“ Vielmehr sei die 

„Zivilbevölkerung […], soweit sie nicht nachweislich die Partisanen unterstützt oder 

unter begründeten Verdacht hierfür steht, gut zu behandeln.“ Selbst ergriffene 

Partisanen sollten nicht unterschiedslos hingerichtet werden, stattdessen müsse eine 

Bestrafung „auf den einzelnen Fall abgestellt werden“. [49] 

 

Diese durchaus gemäßigten Regelungen mussten früher oder später mit der 

Befehlslage der übergeordneten Stellen kollidieren. Diese initiierten im Herbst 1941 

die Herausgabe eines weiteren Konvolutes radikalisierender Richtlinien und Befehle. 

Schon am 16. September 1941 hatte das OKW eine Weisung über die Bekämpfung 

einer vermeintlichen „kommunistische[n] Aufstandsbewegung in den besetzten 

Gebieten“ erlassen und dabei die Anwendung „schärfster Mittel“ gefordert. [50] 

Unmittelbarer sollte sich ein Befehl der 6. Armee vom 10. Oktober 1941 auswirken. 

[51] Deren Oberbefehlshaber, Walter v. Reichenau, monierte darin, dass „immer 

noch […] heimtückische, grausame Partisanen und entartete Weiber zu 

Kriegsgefangenen gemacht“ würden. Im Falle von Anschlägen forderte er dagegen 

die Anwendung „drakonischer Mittel“, was bei Bedarf auf die gesamte „männliche 

Bevölkerung auszudehnen“ sei. Diesen berüchtigten Reichenau-Befehl ließ Hitler an 

alle Heeresgruppen und Armeen im Osten weitergeben. [52] Auch im rückwärtigen 

Heeresgebiet Nord erfolgte daraufhin die Verteilung des Befehls bis zur Ebene der 

Kompanien. [53] 

 

Etwa zu Anfang November erreichten zusätzliche Richtlinien des OKH zur 

Partisanenbekämpfung die Truppe. [54] Darin geizte die Heeresführung nicht mit 

Hinweisen auf eine „hinterhältige und heimtückische“ Kampfweise der Partisanen, 

die sich nicht selten als harmlose „Landarbeiter“ tarnen und „Greise, Frauen und 

Kinder“ zur Unterstützung heranziehen würden. Vor allem aber erfordere der 

Grundsatz einer „vollständige[n] […] Vernichtung des Feindes“, dass bei der 

„Entscheidung über Leben und Tod gestellter Partisanen oder Verdächtiger“ 

derjenige „richtig handelt, wer unter vollkommener Hintansetzung etwaiger 
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persönlicher Gefühlsanwandlungen rücksichtslos und unbarmherzig zupackt“. Die 

Truppe sollte damit endlich zu dem längst anvisierten harten Durchgreifen im 

Hinterland veranlasst werden, was auffällig mit dem letzten verzweifelten Versuch 

der Wehrmacht, den Krieg im Osten doch noch vor Einbruch des Winters siegreich 

zu beenden, korrespondiert. 

 

Hatten die verhältnismäßig maßvollen Befehle v. Roques’ bis dahin eine Eskalation 

der Gewalt in seinem Befehlsbereich eindämmen können, so zeigen die 

Tagesmeldungen der unterstellten Truppenteile in den auf die neuerlichen 

Weisungen von OKW und OKH folgenden Wochen einen signifikanten Anstieg 

getöteter Partisanen und „Verdächtiger“. Dies war nicht etwa das Resultat verstärkter 

Aktivitäten der sowjetischen Partisanenbewegung. Im Gegenteil: Schon in der 

zweiten Oktoberhälfte hatte die 281. Sicherungsdivision einen Abzug der meisten 

Freischärler aus ihrem Befehlsbereich registriert, so dass seit Monatsende ein 

„merkliches Nachlassen der Partisanentätigkeit“ eintrat. [55] Die gleiche 

Beobachtung machte die benachbarte 285. Sicherungsdivision. Dort ging die Zahl 

der Anschläge ebenfalls zurück. Meldete die Division zwischen dem 16. und 31. 

Oktober einen Überfall und vier Sprengungen, so waren während der ersten beiden 

Wochen des folgenden Monats überhaupt keine Angriffe oder Sabotagefälle mehr 

vorgekommen. [56] 

 

Im Gegenzug fielen allein im November 1941 annähernd 800 Freischärler, 

tatsächlich handelte es sich in erster Linie um bloße „verdächtige“ Einwohner, den 

Einheiten der beiden Sicherungsdivisionen 281 und 285 zum Opfer, etwa ebenso 

viele wie in den drei vorhergehenden Monaten zusammengenommen. Im Dezember 

hatten Partisanen und Zivilbevölkerung in deren Abschnitten weitere 600 Todesopfer 

zu beklagen. [57] Diese Steigerungsraten spiegeln angesichts der rückläufigen 

Partisanentätigkeit eine deutlich radikalere Vorgehensweise der Truppe wieder. Nicht 

zuletzt äußerte sich dies durch eine enorme Zunahme der „standrechtlichen“ 

Hinrichtungen. Während in den letzten beiden Dekaden im November bei der 281. 

Sicherungsdivision lediglich 20 Partisanen „im Kampf“ getötet wurden, führte die 

Truppe in diesem Zeitraum die summarische Erschießung von 166 Personen abseits 

der Kampfhandlungen durch. Die gleichzeitig eingetretenen geringen Verluste der 

Division in Höhe von sechs Toten gewinnen damit erheblich an Plausibilität. [58] 
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Diese durch lokale Faktoren kaum provozierte Eskalation war ganz offensichtlich 

eine unmittelbare Folge der Rezeption der neuerlichen Weisungen der obersten 

Führung durch die Kommandeure vor Ort. Beispielsweise hatte die 281. 

Sicherungsdivision im Oktober 1941 eine Ausweitung des straffähigen 

Personenkreises vorgenommen. Fortan waren selbst Jugendliche „im Fall des 

Verdachts der Freischärlerei […] wie Erwachsene zu behandeln“. [59] Auch v. 

Roques fand sich inzwischen bereit, die radikalen Befehle von Wehrmacht- und 

Heeresführung mitzutragen. Er verabschiedete am 19. Dezember 1941 neue 

Bestimmungen über die Strafbefugnisse gegenüber den Landeseinwohnern. [60] 

Hatten bislang in seinem rückwärtigen Heeresgebiet in erster Linie die Feld- und 

Ortskommandanten die Strafgewalt gegenüber der Zivilbevölkerung ausgeübt, so 

wurde dieser Kreis nun wieder auf Offiziere „mindestens im Rang eines Bataillons-

Kommandeurs“ ausgedehnt. Bei „Gefahr im Verzuge“ durfte ausdrücklich sogar 

„jeder Offizier“ tätig werden, wobei ausschließlich im Interesse „der Sicherung der 

Truppe und der Befriedung des Landes“ gehandelt werden sollte. Damit wurde 

formell wieder eine Angleichung an die Bestimmungen des 

Kriegsgerichtsbarkeitserlasses erzielt. Die Entwicklung der Opferzahlen zeigt jedoch, 

dass dies in der Praxis spätestens seit der Bekanntgabe des Reichenau-Befehls und 

der OKH-Richtlinien zur Partisanenbekämpfung ohnehin der Fall war. 

 

Bereits zu Anfang Dezember hatte darüber hinaus die Heeresgruppe Nord eine 

„Sicherungsverwahrung auf unbeschränkte Zeit“ für Zivilpersonen untersagt. [61] 

Auch die Folgen dieses Befehls lassen sich aus den Akten der 285. 

Sicherungsdivision nachvollziehen. Bereits in der zweiten Hälfte desselben Monats 

begann die Entleerung der dortigen Zivilgefangenenlager, wobei 99 „verdächtige 

Zivilisten“ kurzerhand erschossen wurden. [62] 

 

Eine weitere Vereinfachung in der Behandlung von „Verdächtigen“ befahl bald darauf 

Generalmajor Theodor Scherer, der neue Kommandeur der 281. Sicherungsdivision. 

[63] Danach war 

„bei vorzunehmenden Erschießungen von Zivilisten […] davon auszugehen, daß es 

sich um verwaltungsmässige Entscheidungen handelt, die den Offizieren kraft 

militärischen Hoheitsrechts zur Sicherung der Truppe übertragen sind. Dasselbe gilt 
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hinsichtlich anderer als durch Erschießung zu verhängenden Strafen. Diese 

Entscheidungen dürfen nicht in justizmäßige Form gekleidet werden. Der Inhalt der 

Entscheidungen ist vielmehr summarisch ausschließlich nach dem Bedürfnis der 

Truppe nach Sicherung zu bemessen.“ 

 

Dieser Befehl bedeutete die maximale Nutzung des im Gerichtsbarkeitserlass 

vorgesehenen Spielraumes zu Ungunsten der Landeseinwohner. [64] Die 

praktischen Auswirkungen lassen sich wiederum statistisch nachweisen. Während 

zwischen Juli und Oktober 1941 im Bereich dieser Division „nur“ jeder elfte 

festgenommene Zivilist getötet wurde, traf dies nach der Ausgabe dieses Befehls auf 

mindestens jeden dritten gefangenen Einwohner zu. Dieser Trend setzte sich 

bezeichnenderweise in den folgenden Monaten fort. [65] 

 

Schlussfolgerungen 

Aus der dargestellten Genese des Partisanenkrieges im rückwärtigen Heeresgebiet 

Nord bis zum Winter 1941/42 lassen sich wichtige Erkenntnisse gewinnen. Durch 

den Kriegsgerichtsbarkeitserlass war bereits vor dem Beginn des „Unternehmens 

Barbarossa“ ein rücksichtsloses Vorgehen gegen jede Form nichtmilitärischen 

Widerstandes festgeschrieben worden. Wie die ersten Feldzugswochen zeigen, 

führte dies aber nicht zwangsläufig zu Normenübertretungen seitens der Truppe. 

Deren Verhalten hing vielmehr maßgeblich von der Haltung der Truppenführer ab. 

Während diese den „wilden“ Ausschreitungen von Einzeltätern oder kleineren 

Gruppen allzu häufig mit Nachsicht oder Desinteresse begegneten, zeigt die 

Entwicklung des Partisanenkrieges eine kontrollierte Eskalation der Gewalt. Diese 

resultierte letztlich aus den Weisungen der obersten Führungsorgane, hing aber 

maßgeblich auch von der Haltung der örtlichen Befehlshaber und Kommandeure und 

ihrer Bereitschaft für eine praktische Umsetzung ab. Dabei handelten Letztere meist 

entsprechend den vermeintlichen militärischen Erfordernissen und legten die 

Vorstellungen der Zentralbehörden entsprechend den Grundsätzen der traditionellen 

Auftragstaktik mitunter individuell unterschiedlich aus. 

Eine regelrechte Brutalisierung der Truppe war dagegen nicht ausschlaggebend, 

ebenso wenig aber auch eine tatsächliche Bedrohungssituation vor Ort durch die 

sowjetische Partisanenbewegung. Dies wird belegt durch die verhältnismäßig 

moderate Entwicklung der Opferzahlen bis in den Herbst 1941. Erst danach erfolgte 



© Portal Militärgeschichte 2013 / Jürgen Kilian 

URL: http://portal-militaergeschichte.de/kilian_gehorsam.pdf 

 15 

mit der entschlossenen Umsetzung der zentralen Weisungen durch die 

Truppenführung ein sprunghafter Anstieg der Tötungen, obwohl die bis dahin nur 

mäßigen Aktivitäten der Freischärler rückläufig waren. 

Zwar hatten die Bestimmungen des Kriegsgerichtsbarkeitserlasses eine Schwächung 

der Autorität der Befehlshaber vor Ort zur Folge, da sich ihre Einflussmöglichkeiten 

auf die untere Truppenführung in Teilbereichen reduzierten. Die damit verbundenen 

zusätzlichen Spielräume der rangniederen Offiziere gingen aber zu keinem Zeitpunkt 

so weit, dass für die militärisch besetzten Gebiete im Osten etwa von einem 

„staatsfernen Raum“ gesprochen werden könnte. [66] Der energische höhere 

Truppenführer konnte seine Ansichten innerhalb der durch die Grundsatzbefehle 

geschaffenen Rahmenbedingungen in der Regel durchsetzen, sofern er hierfür den 

nötigen Willen aufbrachte. Daher blieb auch im militärischen Hinterland der Ostfront 

trotz einer Vielzahl geduldeter „wilder“ Ausschreitungen der Grundsatz eines 

unbedingten Gehorsams für die Besatzungspraxis letztlich ausschlaggebend. Die 

persönliche Haltung des in diesem Sinne geprägten Offiziers bestimmte im 

Wesentlichen das Handeln der Truppe, die in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle 

erst auf den konkreten Befehl ihrer Vorgesetzten hin tötete. Dem Offizierkorps kommt 

dementsprechend eine ganz erhebliche Verantwortung für die Verstöße gegen die 

Grundsätze des Völkerrechts und damit letztlich für die praktische Umsetzung des 

Vernichtungskrieges gegen die Sowjetunion zu. 
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